
tretung und Regierung in richtiger Würdigrng ber gegebenen 
Beitverhältniſſs ſtets bemüht waren, die Not“ der Zeit zu 
Hndern, überad da zunächſt nachzuhelfen und einzugreifen, 
wo Hilfe am notwendigſten ſchien. 

“Ich ſelbſt habe mich bemüht, - in -meiner verantwortungs- 
vollen Stellung ftet3 iim Sinne des Neit- und Wiederauf- 
baus de8 Landes, der Wiederherſtellung von Ruhe“ und Ord- 
nung, des Wiederbeginns einer gedeihlichen Meiterentiwides 
Lung zu wirken, und habe gern dafür alle meine Kräfte und 
mein Beſtes eingejekt, 
„In die Zukunft blidend ſehen wir, daß noch vieles. und 

ſchweres zu tun ſein wird und daß es der Anſpannung aller 
im Wolfe vorhandenen Kräfte, in der Volksvertretung und 
in der Regierung bedarf, um das Land und das Vol? in ab- 
fehbaver Zeit beſſeren und glüclicheren Tagen entgegenzu- 
führen. Das Beſtreben von Volksvertretung und Regierung 
iſt und foll bleiben, ſtets das Beſte für das Volk8wohl zu tun. 

. Nun, ich ſcheide von dieſem Poſten in dem Bewußtſein, ſtets 
das Beſte für das badiſche Land und das badiſche Volk ge- 
wollt zu haben. Ich nehme Abſchied von der Volksvertreturig 
und von dieſer Stelle hier, indem ich den lehten Gruß in 
unſer Vaterland hinau3rufe, indem ich ſage: Glückauf mem 
„Badener Land! Es lebe unſere ſchöne Heimat, es lebe das 
„"Gadiſche Volk! (Lebhafter Beifall). 

. Der Präſident gibt ſodann einen von Mitgliedern der 
drei großen Parteien unterzeichneten Antrag ber Abgag. 
Dr. Shofer und Gen. mit dem Entwurf eines Ges 
JebeB über die Abänderung des Geſetzes vom 2. April 1919, 
ven Geſchäftskreis ver Miniſterien betr,, bekannt. 

"reits gedtudt (Drück, Nr. 149) und verteilt. und auf 
die Tägesordnung der heutigen Sikpung 

' geſeßt. x 

< Zur Begründung des Antrags wird das Wort "nicht beachte 7245547, 8 1] 4 

„Die allgemeine Beratung wird eröffnet. 

/ 68. meldet fich niemand zum Wort. ; 
"Die allgemeine Beratung wird geſchloſſen, 

Z Zu der Einzeberatung, in welcher ber Präſident 
Dverſchrift und Einleitung, Art, I (Ziff. 1--5) und Art. Ir 
des „Geſeßentwurfs aufruft; wird das Wort ebenfalls nicht 
begehrt. f 

Die Einzeiberatung wird geſchloſſen. 

In ber hierauf erfolgten Abſtimmung wird der Ger, 
ſeßentwurf, auf deſſen nochmalige Verleſung durch den Prä- 
fibenten verzichtet wird, einſtimmig ange» 
nommen. . 

„Der Präſident gibt hierauf einen weiteren, ebenfalls 
bon. Mitgliedern der drei großen . Parteien unterzeichneten 
Antrag der Abgg. Dr. Shofer und Gen. mit 
dem Entwurf eines Geſetzes über den Ruhegehalt und die 
Hinterbliebenenverſorgung bes Staatſpräſidenten Weiß . be» 
kannt. ' 

Der Entwurf iſt mit einer Begründung verſehen. N 
"Er ſt gedrite>t (Druckf. Nr. 148) und verteilt ib wird im 
Einverſtändnis des Hauſes auf die Tagesordnung der 
„heutigen Gihung geſeßt.. a 

Bun Begründung wird das Wort nicht begehrt. 

Die allgemeine Beratung wird eröffnet. """'   

-3079 89. öffentliche Sißung am» Mittwoch, den 4. Auguſt 1020, 

Das Wort erhält vi 

Abg. D/ Mayer- Karlöruhe (D.Natk. Vp.): 
R „Es iſt bekannt, daß die Abſicht. beſteht, ==. und die iſt ver- 
ſtändig —, in keine Erörterung dieſes Antrags eingıffreten, 
und ich habe auch nicht die Abſicht, dieſen Entſchluß zu durch- 
kreuzen, und wünſche ſteineöäwegs, Veranlaſſung zu einer Ver» 
handlung zu geben. Ich ſehe mich aber genötigt, namens meiner Parteifreunde eine Erklärung abzugeben. , Gs leitet uns 
bei dieſer Erklärung keineswegs irgend ein Gefühl von Miß- 
ſtimmung gegen den bisherigen Staatspräſidenten, Herrn Geiß. Im Gegenteil, wir find gerne bereit, feſtzuſtellen, daß er ſich bemüht hat, feinen Poſten ernſt und würdig aus: gufüllen, und daß er nah allen Seiten hin gleichmäßige 
Freundlichkeit und Gerechtigkeit walten zu laſſen ſich bes 
müht hat. In der Hinſicht ſind auch wir gerne bereit, ihm 
unſere Anerkennung nicht zu verſagen. Aber wir können die 
beſondere Maßnahme, die für den bisherigen Staats. 

- präſidenten getroffen werben ſoll; nicht gutheißen, weil 
wir ſie nict im Einklang mit dem Geiſt der 
Verfaſſung finden, 
„Ich will das hier nicht näher ausführen, eben deswegen 

nicht, weil ich nicht die Abſicht habe, eine Verhandlung zu 
veranlaſſen. I< ſehe darum auch ab, auf den Schwanenge» 
ſang des Herrn Staatspräfidenten einzugehen, ob» 
gleicher mir troß feines durchaus ſchlichten und in der Kaupts 
ſache rein perſönlichen Charakters allerlei Gelegenheit zu Bes 
merfungen gäbe. J< begnüge mich darum, im Namen meis 
ner Fraktion gu erflären: JE 

Wir bewilligen ſelbſiverſtändlich die Vereinfachmng des 
‚Staatsveriwaltung und haben darum eben auch-mit den ander 
xen Parteien der betreffenden Geſetzeövorlage zugeſtimmt. 
Wir. können aber nicht finden, daß dieſe Maßnahme den 
hohen Namen einer Umbildung der Staatsregierung ver« 
dient, und wir lehnen daher um ſo mehr jeglichen Aufwand 
ab, der aus dieſer rein verſönlichen Verſchiebung Unſerem 
Lande erwachſen ſollte (Beifall rechts). 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die allgemeine Beratung wird geſchloſſen. 

In der Einzelberatung, in welcher 'der Präſi» 
dent Überſchrift und Einleitung, ſowie Artikel I und II des 
Geſezentwurfs aufruft, wird das Wort nicht begehrt. 

Die Gingelberatung wird geſchloſſen. 

Das Schlußwort' wird jeweils nicht begehrt, 
» In der hierauf erfolgten Abſtimmun g wird der Ges 

ſehentwurf, auf deſſen nochmalige Verleſung durch den 
Präſidenten verzichtet wird, angenommen. 

Hierauf erhält im Einverſtändnis des Hauſes 
aur Stellung einer Kurzen Anfrage der Abgg. Schön und 

Gen, die Beſchlagnahme von Seife durd; vie Seifen-VertriebB. geſellſchaft betr., das Wort ; ; 3. 

Abg. Schön (D, Dem. P.): 
Iſt der Regierung bekannt, daß in lehter Zeit bei Groß- 

und Meinhandlungen der Lebensmittelbranche, die nach une 
beſtrittener Auffaſſung des Landegpreisamts durchaus reell 
find, troß der beſtehenden Seifennot von ſeiten der Bweig- 
ſtellen des badiſchen Lande8preisamts in Freiburg und Kon- 
ſtanz Und deren untergeordneten Organen auf Veranlaſſung 
der Reichsſtelle für Ole und Fette, Zweigſtelle Baden, in 
Rarlsrufe (Zweigſtelle der Seifen-Vertriebögejtlſchaft Bes     

8081 89. öffentliche Sihiig äm MitiwoH, den 4. Auguſt 1920. 8082 

fin) und au von lehterer Stelle ſelbſt Ausland3ſeife 
in größeren Mengen... beſchlagnahmt wurde, die al8dann von 
der Seifenvertrieb8geſellſchaft nah außerhalb Baden 
verbracht und mit bedeittendem Gewinn verkauft wurde, wobei 

den Beamten der vorgenannten Kriegsgeſellſchaft ein Anteil 
en dieſen Mehrerlös zufällt, während die Geſellſchaft den 
Firmen, bei denen Seifen beſchlagnahmt wurden, nicht ein- 
mal den eigenen Geſtehungspreis als Vergülung für die 
Übernahme der Seife ausbezahlt? 

Was gedenkt die Regierung zur Abſtellung dieſes kraſſen 
Mißſtandes zu tun? Wie iſt es zu verantworten, daß bei die« 
fen Vorkommniſſen Beamte der Zweigſtellen des badiſchen 
Landespreizamtes in Freiburg und Konſtanz mitwirkten und 
den betroffenen Firmen ihre Unterſtüßung verweigerten? Wie 
find dieſe Vorkommniſſe in Einklang zu bringen mit dex Mit« 
teilung des Landespreisamtes in Karlsruhe an die Kommu- 

nalverbände Badens, wonach der Seifenvertriebsgeſellſchaf: 
Jein Recht zuſteht, in Baden ousländiſche Seife zu beſchlag» 
nahmen? R 

Zur Beantwortung erhält das Wort 

Miniſterialrat Föhrenbach: 

Die Kurze Anfrage bezieht ſich vermutlich darauf, daß in 
ber Zeit vom Januar bis Mai d. J. bei einigen Großfirmen 
in den Bezirken Freiburg, Offenburg und Konſtang größere 
Mengen von Auslandsſeife duch den Reichgausſchuß für 
Ple und Fette, Bandezitelle Baden, unter Mitwirkung von 
einzelnen Fahndungsbeamten der Zweigſtellen des Landes- 
preizamts beſchlagnahmt worden ſind. Daß die beſchlag« 
nahmtie Seife nach außerhalb Baden38 verbracht worden ſei, 
iſt nicht bekannt; es würde dies einer mit der Landesſtelle | 
Baden des Reichsausſchuſſes für Ole und Fette getroffenen 
Vereinbarung zuwiderlaufen. Der Angelegenheit wird je- 
doch noch nachgegangen werden. Die Verwertung der Seife 
erfolgt zu den ordnungsgemäß beſtimmten Übernahmepreiſen. 
Der Reichsausſchuß für Öle und Fette hat fich bereit erklärt, 

wegen Erhöhung dieſer Übernahmepreiſe in Berlin vorſtellig 

zu werden; die Verhandlungen ſchweben noch; in einzelnen 

Fällen find jedoch unter Verüdfichtigung der beſonders ge- 
lagerten Verhältniſſe bereits höhere Preiſe für beſchlagnahmte 
Seife erſeht worden. Das Landespreisamt und ſeine Fahn- 
der können ſich der Mitwirkung bei der Beſchlagnahme von 

Seife nicht entziehen, wenn der begründete Verdacht beſteht, 
daß die Seife im Wege des Schmuggels in das Land gebracht 
iſt oder daß übermäßige Preisſteigerung oder Kettenhandel 
vorliegen. 

Das Landespreisamt hat jedoHh neuerdings angeordnet, daß 
vor Heranziehung ſeiner Fahnder bei Beſchlagnahme von 

Seife jeweils die Zuſtimmung des Leiters der Zweigſtelle 
des Landespreizamis einzuholen iſt. Eine Anweiſung des 

Lande38prei8amts an die Kommunalverbände, worin der Sei- 
fenherſtellung« und Vertriebsgeſellſ<haft das Recht aur Der 
ſchlagnahme von Nuslandafeife beſtritten wird, iſt nicht er- 
gangen. Das Iandespreisamt hat es dem Reichzausſchuß 
für Öle und Fette gegenüber lediglich abgelehnt, dur< die 

von dieſem gewünſchten ſcharfen Maßnahmen die badiſche 

Bevölkerung weiterhin zu beunruhigen, ſolange in anderen 

Staaten und Städten des Neiches dieſe Vorſchriften nicht mit 

der gleichen Strenge durOgeſcht werden. Die Regierung ha: 

dieſen Standpunkt des Landesprei3amte3 gebilligt. 

Sodann erhält "zur Stellurig einer Kurzen Anfrage veb 

Abg. Albietz, den Handel mit Großvieh betr,, das Wort 

  

  

Abg. Albieß (Zentr.): 

Sit der Regierung bekannt, daß zur Zeit ein lebhafter Han« 
ve! mit Großvieh einſeht. 5 

Sind die nötigen Vorkehrungen getroffen, daß das Vieh 
nicht in das befegte Gebiet und dadurch ins Ausland verſchö» 
ben wird? 

Zur Beantwortung erhält dad Wort 

Miniſterialrat Föhrenbach? 

Der Regierung iſt bekannt, daß zufolge der auch vom 
badiſchen Landtag gewünſchten vorläufigen Nichtanwendung 
der Vorſchrifien über die Schlachtviehbewirtſchaftung der Han« 
de! mit Großvieh eingefeßt hat. Es iſt dies eine ſelbſiver- 
ſtändliche Folge der freieren Geſtaltung der Wirtſchaft, da nur 
im Wege des freihändigen Ankaufs und unter Zuhilfenahme 
des Handels das erforderliche Schlachtvieh für die Bedarfs» 
ſtellen geſchafft werden kann. Auch die durch die Maul- und 
Klauenſeuche hervorgerufene Shwächung der Viehbeſtände 

! macht in erhöhtem Umfang die Beſchaffung von Nut- und 
Buchtoieh erfoderlich, die ebenfalls im Wege des freien Han- 

| dels erfolgt. Dieſer Handel unterliegt =- abgeſehen davon, 
daß er nur von den mit beſonderer amtlicher Genehmigung 
und mit Ausweiskarte verſchenen Mitgliedern des badiſchen 
Viehhandelsverbands ausgeübt werden darf — innerhalb 
Badens keinen Beſchränkungen. Bei übermäßigen Rreis- 
ſteigerungen macht er fich allerdings ſtrafbar. 

Der Verſand und die ſonſtige Verbringung von Vieh no H 
außerbadiſchen Orten iſt gemäß 8 4 der Verordnung 
des Miniſteriums des Innern vom 15. März 1916 über die 
Vekforgungsregelung mit Fleiſch (G. u. V.-B1. ©. 59) nur 
mit Genehmigung der badiſchen Fleiſchverſorgungäſtelle zu- 
läſſig, Dieſe Genehmigung wird zurzeit fün 

) Verſendungen zu Handelszwe>en grund» 

Jählich niht erteilt,--Die Eiſenbahndienſiſtellen find 
angewieſen, Sendungen von Vieh nach außerbadiſchen. Orten, 
für die ein Verfandſchein der badiſchen Fleiſchverſorgungs- 
ftelle nicht vorgelegt wird, zur Beförderung nicht anzunehtnen. 
Auch die Gendarmerie hat Weiſung, der Verbringung von 
Vieh nach außerbadiſchen Orten ohne Genehmigung der 
Fleiſchverſorgungsöſtelle entgegenzutreten. Das Landespreis» 
amt hat zudem für eine ſtändige Überwachung der wichtigſten 
Übergangsſtellen an der Landesgrenze durch das Fahndungs- 
perſonal Sorge getragen, wodurch die unerlaubie Viehaus- 
fuhr aus Baden wirkſam verhindert wird. 

Weiterhin erhält zur Stellung einer Kurzen An- 
frage der Abag. Amann und Gen., den Verkauf kunſthiſts- 

| tiſch wertvoller Kunſtgegenſtände ins Ausland betr,, das Wort 

Abg. Amann (Zentr.)? 
Was’ gedenkt die badiſche Regierung zu tun, um den Ver- 

Touf-künſthiſtoriſcher wertvoller Kunſtgegenſtände in das Aut 
land zu verhindern?, 

Zur Beantwortung erhält das Wort 

Miniſterialrat Dr. Bartning: 

Gegen „die Abwanderung des deutſchen Kunſtbeſit23 ſind 
bereits eine Reihe von geſebgeberiſHen Maßnahmen ergrif« 
fen worden: Die Reichsverordnung vom 11. Dezem. 

ber 1919 über die Ausfuhr von Kunſtwerken macht dieſe für 
die dur) Eintragung in eine Reichsliſte als nationalwertvoll 
anerkannten Gtüde von jtaatliher Genehmigung abhängig.  


